
Wie in der Regierung Merkel, so ist es überall bei uns: Frauen kommen nun häu- 
figer in Toppositionen, aber der Vorsprung der Männer ist größer als andernorts. 

Gender Ma i  nstreaming 
in Kommunen 
Von Stefan Grönebaum 

er englische Begriff ,,GenderL' be- 
zeichnet das soziale Geschlecht, al- 
so gesellschaftliche Geschlechter- 

rollen von Frauen und Männern. „Main- 
streaming" meint, eine inhaltliche Vorga- 
be bei allen Entscheidungen und Pro- 
zessen ins Zentrum zu rücken. Der Begriff 
„Gender Mainstreaming" (GM) wurde 
auf der 4. Weltfrauenkonferenz der UN in 
Peking 1995 verankert und ist seit dem 
Amsterdamer Vertrag 1999 offizielle Poli- 
tik der EU. Im Jahr 2000 wurde GM in der 
Geschäftsordnung der Bundesregierung 
verankert, im Koalitionsvertrag 2005 be- 
kräftigt. Der Deutsche Städtetag beschloss 
in Leipzig 2001 die Umsetzung von GM in 
kommunales Handeln. So ist GM heute 
auf allen politischen Ebenen Prinzip des 
Verwaltungshandelns. 

Dabei haben deutsche Frauen GM nötiger 
als andere: Eine Accenture-Studie ergab 
Anfang 2006, dass sie am schwersten Top- 
positionen erreichen. Im Lande Angela 
Merkels sehen nur 16 Prozent der Frauen 
gleiche Karrierechancen. Eine IAB-Studie 
sieht sie zu 41 Prozent in Spitzenjobs des 
öffentlichen Dienstes, wobei sie zwei Drit- 
tel der Beschäftigten stellen. Frauen haben 
bei Bildung und Abschlüssen aufgeholt, 
verdienen aber im Durchschnitt 23 Pro- 
zent weniger. In 30 DAX-Unternehmen k t  
gehau eing%agiq Drstand. Im ~ u n d & -  
tag sind 194 Frauen, also 31,6 Prozent, im - - - -- 
Bundeskabinett sind es_ sechs, _äijÖz37,5 
Prozent. Alle ~inis ier~räsidenten und 

Parteivorsitzende sind Männer. Die Zahl 
der Frauen in Spitzenjobs steigt langsam, 
liegt aber noch weit zurück. Auch der 1. 
Gender-Datenreport der Bundesfrauen- 
ministerin von Ende 2005 und der Report 
„Frauen in Deutschland 2006" des Statisti- 
schen Bundesamts belegen den Rückstand 
der Frauen auf vielen Feldern. 

Ob der jährlich vorzulegende Bericht der 
hndesregierung zur Gleichstellung dies 
ändert, ist fraglich. Während Wien Ende 
2005 den ersten ,,gegendertenC' Haushalt 
beschloss, werden wie in Hessen Gleich- 
stellungsgesetze geändert, Mittel gekürzt, 
wie Judith Pauly-Bender, frauenpolitische 
Sprecherin der Hessen-SPD, beklagt. Laut 
Landesregierung Rheinland-Pfalz sind 
von 15 freiwilligen Gleichstellungsbeauf- 
tragten im Land 9 geblieben, hatten 1998 
20 Gemeinden ihren Aufgaben nicht 
genügt, waren es 2005 schon 40,-Gleich- 
stellung erlebt derzeit ein „Roll-Back". 

Angesichts dessen ist GM ein Top- 
down-Prozess, der über den Einbezug der 
Lebenslagen von Frauen und Männern 
darauf abzielt, Ungleichheiten abzubauen 
oder sichtbar zu machen. Meist geht der 
Impuls von der Verwaltungsspitze aus, die 
GM als systematische Strategie für alle Po- 
litikfelder beschliegt, umsetzt und eva- 
luiert. So gibt es in Berlin seit Anfang 2003 
eine GM-Geschäftsstelle, die GM seit 
200415 in allen Senats- und Bezirksvenval- 
tungen umsetzt, 2004 wurde für Haushal- 

te aller Ebenen das sog. Gender Budgeting 
vorgeschrieben, das geschlechtsspezifische 
Aus- und Einnahmen offen legen und ggfs. 
korrigieren soll. Seit 2005 gibt es den sog. 
Gender-Check, der die Folgen von Senats- 
vorlagen fur Geschlechter prüft. 

Querschnittsthemen haben es schwer 

Insgesamt geht es GM in Kommunen 
nicht anders als allen Querschnittsthemen: 
Es steht und fäiit mit dem Engagement der 
Spitze, wird gern mit Lippenbekenntnis- 
sen der ~olitik(er) auf engagierte Frauen- 
politikerinnen abgeschoben, denen man 
nötige finanzielle und personelle Ressour- 
cen verweigert. Dabei bringt GM Vorteile, 
da es Ungleichheiten offen legt, Mitarbei- 
ter(innen) motiviert, sparen hilft und Kli- 
ma wie Image der Verwaltung verbessert. 

Anfangs diffundierte GM mühsam au; der 
akademischen Frauenforschung in die 
kommunale Praxis. Manche Frauenpoliti- 
kerin sieht GM nicht als Ergänzung, son- 
dern als Konkurrenz, als ,,weichgespülte 
Emanzipation von oben". Und viele Kom- 
munen tun sich schwer mit GM, Ansätze 
bleiben vereinzelt, es fehlt an politischem 
Verständnis, Willen, Systematik. Viele 
stecken mitten im Lernprozess oder testen 
Einzelprojekte wie Freiburg oder Hanno- 
ver. Und die Finanznot steht über allem. 
So droht GM zu enden wie Agenda-Pro- 
zesse u.v.a.: Am Rand des politbürokrati- 
schen Alltags, wo sich Gutmenschen ver- 
zweifelt gegen ihre Nischenrolle stemmen, 
drohen nur noch Papierberge zu entste- 
hen, die keinem Geschlecht nutzen. Dabei 
sind optimale Bedingungen fiir GM an- 
gebbar: Es bedarf grundsätzlicher Reform- 
bereitschaft der Verwaltung und einer gut 
ausgestatteten, kooperationsfähigen 
Gleichstellungsstelle, die von aktiven In- 
itiativen kritisch begleitet wird. 

Linkliste 
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Querschnittsthema GM - am Beispiel Wien 
Von Sonja Wehsely, Wiener Stadträtin für lntegration, Frauenfragen, . 

Konsumentenlnnenschutz und Personal 
1 - 

G 
ender Mainstreaming (GM) zielt 
darauf ab, die Perspektive beider 
Geschlechter bereits im Vorfeld in 

aile Entscheidungen und Maßnahmen ein- 
fließen zu lassen, d.h. zum ,,normalen" 
Handlungsmuster zu machen. Das bedeu- 
tet, Frauenanliegen nicht als Randthemen ' 
mit ein paar Sonderprogrammen zu behan- 
deln, sondern dass Gleichstellung selbstver- 
ständlicher Teil aller Prozesse und damit 
letztlich des Alltagslebens wird. 

sensvermittlung und Vernetzungstätigkeit. 
Das fachliche Wissen war zwar in der Frau- 
enabteiiung vorhanden, die zusätzlich er- 
forderlichen Personakapazitäten aber nur 
bedingt. 

Um die Umsetzung tatsächlich quer- 
schnittsmäßig in allen Bereichen der Ver- 
waltung zu ermöglichen und ein klares Sig- 
nal der Verwaltungsspitze zu setzen, wurde 
irn Oktober 2004 ein Gender-verantwortli- 
cher ernannt. Unterstützt von einer Steue- 

rungsgruppe legte er im Mai 2005 ein Kon- 
zept für die Implementierung von GM vor. 

Auf allerhöchster Ebene 

Im Oktober 2005wurde per Erlass des Ma- 
gistratsdirektors eine eigene Projektleiterin 
fur die Umsetzungsphase in der Magistrats- 
direktion - Geschäftsbereich Organisation 
eingesetzt. 

Diese Positionierung von GM direkt in der 
lif Wiener Landesebene gibt es seit vielen 

, .iren ein klares politisches Bekenntnis zu 
querschnittsarientierter Frauen- und 
Gleichstellungspolitik Dieses Bekenntnis 
spiegelt sich in der Venvaltunginsofern wi- 
der,;~~ in der ~eschäftseinteiun~ des Ma- 
gistrats am l. Januar 2000 GM verankert 
wurde. Zuständige Stelle war bis Oktober 
2005 die Frauenabteilung der Stadt Wien. 

Die größte Beachtung findet der Gender- 
Aspekt in Wien bisher in Stadtplanung und 
Wohnbau, im Gesundheits- und Jugend- 
bereich und im Stadtgartenamt. Auch die 
von der Stadt Wien dotierten Fonds arbei- 
ten nach GM-Prinzipien. So hat der Wiener 
ArbeitnehmerInnenförderungsfonds 
(waff) GM in seiner Geschäftsordnung und 
im Controllingsystem einen eigenen GM- 
Index verankert. 

:e Umsetzung von GM wurde zuerst von 
"er Frauenabteilung der Stadt (Magistrats- 
abteilung 57) koordiniert. Sie betrieb seit 
ihrer Gründung 1992 - neben frauenspezi- 
fischer Lobbyarbeit und Gleichbehand- 
lungspolitik - Vernetzungsarbeit und res- 
sortübergreifende Kooperation mit den je- 
weiligen Fachdienststellen. Doch die Um- 
setzung von GM als Querschnittsthema in 
allen Bereichen der Verwaltung gestaltete 
sich von der Frauenabteilung aus insofern 
schwierig, als sie als eine Magistratsabtei- 
lung gegenüber anderen Abteilungen keine 
offizielle Koordinierungsfunktion bzw. 
Projektleitungsrolle ausüben konnte und 
als solche nicht akzeptiert wurde. Eine wei- 
teres Problem waren die Personalressour- 
cen. Die Umsetzung einer neuen Materie 
wie GM erfordert v.a. zu Anfang viele Res- 
sourcen für zeitintensive Beratungen, Wis- 

Informations- und Wissensvermittlung: 
@ Bereitstellung von Fachliteratur und Best-Practice-Beispielen 
e Aufbereitung von Informationen fur konkrete Anwendbarkeit in der 

Verwaltung 
8 Vortragstätigkeit zur Einführung in das Thema,GM und Vermittlung 

von Umsetzungsmethoden 
@ Informationsveranstaltungen, auch fur einzelne Dienststellen bzw. Vermitt- 

lung und Beratung bei der Auswahl von BeraterInnen und TrainerInnen 

Strategische Koordination und Vernetzung: 
8- strategische Koordination des magistratsweiten Gender-Mainstreaming- 

Prozesses 
8 Vernetzung von Experten und Expertinnen 

Analyse und Implementierung: 
@ Analyse von Verwaltungsstrukturen, Arbeitsabläufen, Dienstleistungen und 

Produkten unter dem Aspekt gleichstellungsspezifischerWirkungen 
@ Entwicklung von Strategien zur Veränderung jener Rahmenbedingungen, die 

geschlechtsspezifische Benachteiligungen hervorbringen 
@ Entwicklung von praktischen Arbeitsmaterialien zur Unterstützung des Imple- 

mentierungsprozesses 

Beratung: 
Beratung und Betreuung bei der inhaltlichen und organisatorischen Umset- 
zung von Gender Mainstreaming 

Aufbau eines Berichtswesens: 
@ Aufbau einer Projektdatenbank für erfolgreiche Initiativen und Projekte inner- 

halb des Magistrats 
@ Integration von GM in das Berichtswesen des Magistrats 
@ Entwicklung von Evaluierungsmethoden und Kennzahlen zur Messung des 

Fortschritts und der Qualitätssicherung 
Informationsmanagement 
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Konzernspitze sowie die Bereitstellung zu- 
sätzlicher Ressourcen, die Definition eines 
klaren Aufgaben- und Zuständigkeitsbe- 
reichs und die Entkoppelung der Zustän- 
digkeiten von Frauenförderung und GM 
bieten neue Mödichkeiten und eine effekti- " 
vere Vorgangsweise. Als sehr positiv erweist 
sich auch die Ansiedlung im Geschäftsbe- 
reich Organisation, da es hier zu Synergieef- 
fekten mit vorhandenem Know-how und 
Kompetenzen in den Bereichen Projektma- 
nagement, Organisationsberatung, Con- 
troiiing und Qualitätsmanagement kommt 
-also genau in jenen Bereichen einer Orga- 
nisation, die auch die Kernstücke der Um- 
setzungsmethoden von GM darstellen. 

Gender Budgeting: Wie ,,geschlechterge- 
recht" sind die Budgetausgaben? 

Ein wesentlicher Aspekt von Gender Main- 
streaming ist Gender Budgeting (GB). Es 
hat das Ziel, die unterschiedlichen Lebens- 
realitäten von Frauen und Männern syste- 
matisch in den Prozess der Budgeterstel- 
lung einzubeziehen. Die zentrale Frage ist 
aber, ob die Haushaltsmittel gerecht unter 

den Geschlechtern aufgeteilt werden. 
Der erste ,,gegenderteC' Etat Österreichs 

Am Anfang steht eine Analyse, um zu er- Seit Anfang Juli 2005 ist GB in der Ge- 
kennen, wem Leistungen und Produkte der schäftseinteilung des Magistrats verankert. 
öffentlichen Hand wie nutzen. Konkret Mit dem Budgetvoranschlag für 2006 setzte 
geht es darum zu prüfen, wem finanzielle Wien eine Benchmark fur Österreich: Erst- 
Mittel und Leistungen zugute kommen, wie malig gibt es ein eigenes Kapitel für GB im 
deren Nutzung erfolgt und ob diese Res- Voranschlag. Im Gegensatz zum Bund u.a. 
sourcenverteilung dazu beitragt, die Unter- Ländern wurden dabei nicht nur Teilberei- 
schiede zwischen Geschlechtern zu ver- che des Budgets beleuchtet, sondern alle 
größem oder zu verkleinern. Ansätze auf ihre Geschlechterrelevanz hin 

überprüft. Das soll auch bei d e n  künftigen 
Am Anfang von GB in Wien stand die En- Budgetvoranschlägen der Fall sein. Da es 
quete der Frauenabteilung Ende 2004 Österreich- wie europaweit keine einheitli- 
„Gender Budgeting - Wege zur geschlech- che Berechnungsmethode gibt, wird zudem 
tergerechten Verteilung öffentlicher Gelder ein spezifischer Methodenansatz entwi- 
und Leistungen". Ziel der Veranstaltung ckelt, die ,,Wiener GB-Indikatoren". Im 
war ein kritisches Hinterhagen und die Dis- nächsten Schritt sind fur alle ControllerIn- 
kussion der konkreten Anwendbarkeit von nen im Magistrat GB-Schulungen geplant. 
Gender Budgeting in öffentlichen Verwal- 
tungen. Im Januar 2005 entsch10.s~ sich 
Wiens Landesregierung zur Erweiterung Sonja Wehsely (SPÖ) ist 
des GM-Prozesses um GB. Dazu wurde ei- erreichbar über Michaela 
ne Mitarbeiterin der Finanzverwaltung mit Kauer, Büroleiterin u.a. 
den BudgetkoordinatorInnen der Ge- der Geschäftsgruppe Frau- 
schäftsgruppen zur GB-Beauftragten be- ; enfragen, (00431) 4 000 
steilt. ,L 81 284. 

GM in deutschen Kommunen 
Eine Städtetags-Umfrage von 2003 zeigt, dass sich die Städte noch schwer tun mit dem Thema 

B isher tun sich deutsche Städte 54 Prozent davon erklärten, GM umzuset- 
schwer, die Geschlechterperspektive zen, aber nur 17 Städte tun dies in ver- 
in ihre Entscheidungen und Maß- schiedenen Bereichen. Als häufigste wur- 

nahmen einzubinden. Eine Umfrage, die den genannt: Stadtplanung, Spielplätze, 
der Deutsche Städtetag Anfang 2003 an Jugendarbeit und Verkehrspolitik. Oft 
384 Mitglieder verschickte, wurde nur von fehlt das Wissen, das GM Gleichstellungs- 
81 Städten oder 23 Prozent beantwortet. politik nicht ersetzt, sondern erweitert, 

wenige Städte arbeiten mit Checklisten. 
~ ä u f i ~  werde die Querschnittsaufgabe 
GM auf Frauen- oder Gleichstellungsbe- 
auftrage ,,abgeschoben", so Sabine Drees, 
Referentin u.a. fur Frauenpolitik des Städ- 
tetags. Oft würden Ungleichheiten der Ge- 
schlechter sogar bestritten, vielfach g a b  es 
R~bbeschlüsse, .-.dem ...Lippenbekenntnis 
folgten aber.keineMa@nahmen 

Der Städtetag gab Ende 2003 auf Basis der 
Antworten der Städte die Arbeitshilfe 
,,GM Best-Practice-Beispiele aus den 
Kommunen'' heraus: So ,,gendertl' die 
Landeshauptstadt Hannover seit Mitte 
2003 alle Drucksachen zu&n Auswirkun- 
gen auf die Geschlechier. In Heidelberg 

Die Landeshauptstadt München - Vor- krdversucht, mehr Frauen in ~ ü h r u n ~ ;  
reiter bei Gender Mainstreaming. positionen zu bringen, die Landeshaupt- 

stadt München bemüht sich um einen ,,ge- 
genderten Haushalt", in Wiesbaden wurde 
der Bahnhofsvorplatz gegendert geplant, 
in Leipzig gibt es gegenderte Angebote ftir 
Kinder- und Jugendliche, die geschlechts- 
spezifisch verschiedene Interessen berück- 
sichtigen, und es gibt einen „mädchenge- 
rechten" Spielplatz in Ulm, Jugendhilfean- 
gebote in Darmstadt sowie ein gegendertes 
Integrationskonzept in Gelsenkirchen. 

Es fällt auf, dass GM in Klein- und Mittel- 
städten kaum eine Rolle spielt und in 
Großstädten selten als Querschnittsthema 
behandelt wird. GM als „Top-down-Pro- 
zess" muss Chefsache sein und der - mit 
Ausnahmen wie Bärbel Dieckmann in 
Bonn, Ingrid Häußler in Halle und Beate 
Weber in Heidelberg - ist meist ein Mann. 
Bleibt also viel zu tun, bis die Kommunen 
die unterschiedliche Geschlechterperspek- 
tive nachhaltig berücksichtigen wollen. 

Stefan Grönebaurn 

LI Sabine Drees, Deutscher Städtetag, 
(0221) 3771-0, www.staedtetag.de 
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Für die Bürgerinnen und Bürger 
Berlin ist bei der Umsetzung von Gender Mainstreaming und -Budgeting bundesweit führend 

Von Norbert Seeger 

Berliner GM-Geschichte 

Im Juni 1999 erkannte Rot-Grün die 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
als Handlungsprinzip der Bundesregie- 
rung an und beschloss, diese Aufgabe mit 
der Strategie des Gender Mainstreaming 
(GM) zu fördern. Im Jahr 2000 wurde das 
Programm „Moderner Staat - Moderne 
Verwaltung" gestartet, in dem GM zu den 
Leitgedanken gehört. Im Januar 2003 wur- 
de in Berlin die Geschäftsstelle Gender Ma- 
instreaming bei der Senatsverwaltung fur 
Wirtschaft, Arbeit und Frauen eingerich- 
tet. Sie soll die landesweiten Implementie- 
rungsprozesse von GM und GB (Gender 
Budgeting) in der Verwaltung koordinie- 
ren und evaluieren. Bereits im. Juni 2002 
hat das Abgeordnetenhaus die Einführung 
von GB in den Verwaltungen beschlossen. 
ßerlin steht damit ,,bundesweit an der Spit- 
ze bei der Umsetzung von GB. GB schafft 
mehr Transparenz und Gerechtigkeit in Öf- 
fentlichen Haushalten", wie die Initiative 
fur eine geschlechtergerechte Haushalts- 
fuhrung im Juni 2005 feststellt. 

Ebenfalls 2003 startete in der Verwaltung 
eine einjährige Pilotphase, an der sich vier 
Senats- und acht Bezirksverwaltungen be- 
teiligen. 2004 wurde GM auf alle relevan- 
ten Bereiche der Berliner Bezirks- und Se- 
natsverwaltungen ausgedehnt. Seit Juli 
2005 ist in Berlin für alle Senatsvorlagen ----- - 

eine Oberprüfungihrer Auswirkungen auf 
die-GFfchlZchter, der sog. Gender-Check, 
vorzunehmen. Ab Ende 2006 sollen GM 
und GB in alle Bereiche der Senats- und 
Bezirksverwaltungen eingeführt werden. 

Praxisbeispiele 

Unter sanftem Druck „von oben" (Top-, 
down-Verfahren) initiierten die einzelnen 
Berliner Verwaltungen GM-Projekte mit 
unterschiedlichen Inhalten. Diese reichen 
von GM bei Bebauungsplänen und Wett- 
bewerbsverfahren (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung) über E-Learning im 
Strafvollzug (Senatsverwaltung für Justiz), 
GM und Sportförderung (Bezirksamt 
Lichtenberg) bis zu GM in der Beratungs- 
arbeit für behinderte und pflegebedürftige 
Personen (Bezirksamt Charlottenburg). 
Dabei stand nicht nur die Herstellung von 
Chancengleichheit der Geschlechter im 
Vordergrund, sondern auch die unter- 
schiedlichen Herangehensweisen oder 
Nutzungen durch Frauen und Männer. So 
wiirde in Lichtenberg festgestellt, dass die 
öffentlichen Sportanlagen nur zu 38 Pro- 
zent von Frauen und Mädchen genutzt 
werden, wobei diese vorzugsweise in der 
Halle spielen, während Männer und Jun- 
gen auf den offenen Plätzen dominieren. 
Um den Anteil von Sportlerinnen zu er- 
höhen, „wird in den nächsten Haushalts- 
jahren das Budget neben der Sanierung 
von Sporthallen schwerpunktmäßig für 
Baumaßnahmen auf ungedeckten Sport- 
anlagen eingesetzt, um deren Atrraktivität 
für junge Mädchen und Frauen zu er- 
höhen", so eine Selbsteinschätzung der 
Lichtenberger. 

Nicht nur die Nutznießer, sondern auch 
die Nutzer staatlicher Verordnungen ste- 
hen im Fokus des Gender-Checks der Ver- 
waltungen. So stellte man in Charlotten- 

eher 
:hten- 

burg fest, dass bei der Beantragung von 
Hauswirtschaft die von Männern gestell- 
ten Anträge zu 78 Prozent bewilligt wur- 
den, denen von Frauen wurde nur zu 73 
Prozent stattgegeben. Noch signifkanter 
war der Unterschied bei der Bewilligung 
von sozialer Betreuung. So bewilligten So- 
zialarbeiterinnen diese Pflegeleistung bei 
90 Prozent der antragstellenden Männer, 
aber nur bei 67 Prozent der Frauen, wäh- 
rend ihre männlichen Pendants keinen 
Geschlechtsunterschied machten und die 
Anträge zu 100 Prozent bewilligten. Als 
mögliche Ursache dieser Diskrepanz wird 
„ein Mehr an Mitgefuhl bei Sozialarbeite- 
rinnen gegenüber dem armen, vereinsam- 
ten alten Mann'' vermutet, während ge- 
genüber älteren Frauen das Gefühl vor- 
herrsche, „die schaffen das schon, haben ja 
Nachbarn und Kinder" (Dokumentation 
der Fachkonferenz GM, 2005; d. Red.). 

Resümee 

Ober GM als Strategie zur Durchsetzung 
der Chancengleichheit von Frauen und 
Männern resümierte ein Bericht des Abge- 
ordnetenhauses: „Wie die Berliner Ver- 
waltungsreform insgesamt zielt auch Gen- 
der Mainstreaming auf eine Qualitäts-, Ef- 
fektivitäts- und Effizienzsteigerung des 
Verwaltungshandelns, indem eine Vertie- 
fung und Präzisierung des Verständnisses 
der Interessen und Belange derjenigen an- 
gestrebt wird, die im Mittelpunkt aller Ak- 
tivitäten stehen sollen: die Bürgerinnen 
und Bürger Berlins." 
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Warum GM manchmal nicht 
Ein Erfahrungsbericht mit bürokratischer Gleichstellungspolitik 

M ist kein einfaches Thema. Vielen 
.ist es neu. Anfangs scheint es ab- 
strakt. Daher wollte ich hier ein 

Praxisbeispiel vorsteilen. Auf Ratschlag ei- 
ner Expertin recherchierte ich ein Perso- 
nalentwicklungsprojekt der Bezirksver- 
waltung Kreuzberg-Friedrichshain. 

Doch daraus wurde nichts. Denn GM hat 

.iteraturhinweise 
I Silke BothfeldISigrid Gronbach u.a., GM - 
n e  Innovation in der Gleichstellungspolitik, 
rankfurt a. M. 2002 
I M iel MeuserIClaudia Neusüss u.a. 
;M. iConzepte - Handlungsfelder - Ins- 
umente, Bonn 2004 
I Antje JessIMartina Riggers, Verwaltungsre- 
)rm und GM in: Bernhard Blanke, Hand- 
uch zur Verwaltungsreform, 2. Aufl., Opla- 
en 2001, S. 187-195 

meist mit Verwaltung zu tun, in diesem 
Fall mit Berliner Verwaltung. Zu Beginn 
suchte ich noch zuversichtlich unier 
www.berlin.de und stieß dabei sofort auf 
die Berliner GM-Geschäftsstelle. Auf de- 
ren Seite befinden sich viele allgemeine In- 
formationen sowie spezielle Angaben zu 
allen Aktivitäten der Berliner Verwaltung. 

Erstaunt steilte ich fest, dass das gesuchte 
Prbjekt dort nicht erscheint. Um mehr zu 
erfahren, versuchte ich, die Kontaktperson 
zu erreichen. Vergebens. Zwei Wochen 
lang war sie nicht zu sprechen. Ihr Kollege 
konnte mir auch nicht helfen, da er nicht 
fur GM zuständig sei. Auch viele weitere 
Anrufe quer durch Berlins Büros blieben 
erfolglos, da die Beamten entweder durch 
Abwesenheit oder Unwissen glänzten. An- 
spruch und Wirklichkeit von GM in Berlin 
scheinen noch weit auseinander zu liegen. 

Am Ende versuchten wir erneut unser 

Frauen, hört die Signale! 
Jusos und ASF starten erstes bundesweites Mentoringprogramm für ji 

E nde 2005 begannen Jusos und politischen Führungspositionen. Unser 
Arbeitsgemeinschaft Sozialdemo- Programm soll Anstoß fur die Partei sein, 
kratischer Frauen (ASF) ein bundes- auf Unterbezirks-, Bezirks- und Landes- . . 

weites Mentoringprogramm für junge 
r-auen. Dabei werden 25 junge Frauen ein 
, -ir lang von einer erfahrenen SPD-Politi- 
kerin als sog. Mentorin gefördert. Dazu 
gehören neben MdB, viele MdL, zwei Mi- 

' nisterinnen und eine Bürgermeisterin. Die 
Frauen treffen sich monatlich und verein- 
baren Arbeitstreffen. So werden junge 
Frauen gezielt gefördert. Die steilvertre- 
tende SPD-Parteivorsitzende und ASF- 
Bundesvorsitzende Elke Ferner bildet mit 
der jungen, aktiven Berliner Genossin El- 
len Hausdörfer ein ~ e n t o r i n g ~ a a r .  

Fragen an Elke Ferner: Warum ist Mento- 
ring für junge Frauen so wichtig? 
Wahlerfolge der SPD sind sehr von der Zu- 
stimmung der Wählerinnen abhängig. Sie 
erwarten, dass die SPD an Parität orien- 
tiert ist, und zwar bei ehrenamtliche Funk- 
tionen, bei Mandaten, in beruflichen und 

ebene ähnliche ~rojekte  durchzufiihren. 

Was hast du deiner Mentee Eilen Haus- 
dörfer mit auf den Weg geben können? 
Ich würde mich freuen, wenn ich Ellen - 
auch durch meinen Weg - ermutigen 
könnte, ihren Weg fortzusetzen. Ich will 
ihr Einblicke hinter die Kulissen gewähren 
und helfen, die „gläserne Decke" zu durch- 
brechen, an die jungen Frauen immer 
noch auf ihrem Weg nach oben stoßen. 

Fragen an Eilen Hausdörfer: Welche Er- 
fahrungen hast du bisher im persönlichen 
Austausch mit Elke Ferner gesammelt? 
Der Austausch mit Elke ist offen und in- 
tensiv. Sie ist an meinen politischen Zielen 
und Projekten interessiert und unterstützt 
mich inhaltlich, wenn sie es schafft, auch 
vor Ort. Ober ihre vielen Funktionen er- 
laubt Elke es mir, Einblicke in ihre Arbeit, 

Glück bei der zentralen GM-Geschäftsstel- 
le. Die müssten es ja wissen, könnte man 
meinen. Die Realität sah anders aus. Die 
Leiterin der Geschaftsstelle bezeichnete 
unsere Fragen als abwegig und wunderte 
sich, woher wir ihre Telefonnummer hät- 
ten. Sie zeigte sich erstaunt, dass findige 
Journalisten diese auf ihrer Homepage ge- 
funden haben. Unsere Expertinnen wollte 
sie zunächst nicht kennen, dann sagte sie 
über sie: „Ach, diese SPD-Frauen!" 

GM muss also nicht nur am Widerstand 
unsensibler Männer scheitern, sondern 
kann dies auch an der geschlechtsunab- 
hängigen Desorganisation und Inkompe- 
tenz mancher Verwaltungen. So dürfte es 
wohl noch ein Weilchen dauern, bis Gen- 
der in den deutschen Kommunen den 
Mainstream erreicht. Mark Herten 

Jnge Frauen 

Kontakte und Ar- 
beitsweise, ihren 
Erfahrungsschatz " 
zu gewinnen. Elke Ferner. 

Bist du deinen PO-- 

litischen Zielen schon näher gekommen? 
Politische Ziele erreicht man meist nur im 
Team mit Geduld, Ausdauer und Kreativi- 
tät. Das Programm bietet mir die Möglich- 
keit, ein Netzwerk zwischen den Mentees 
und meiner Mentorin zu knüpfen zum 
gegenseitigen, hoffentlich langfristigen Er- 
fahrungs-, Ideen- und Kontaktaustausch. 
Dabei ist es wichtig, dass Rad nicht zwei- 
mal erfinden zu müssen, sondern auf Er- 
fahrungen, Wissen und Ideen meiner 
Mentorin und den Mcntees zurückgreifen 
und auf die jeweilige Situation anwenden 
zu können - dies allein ist schon hilfreich 
fur das Erreichen meiner politischen Ziele. 

Cl Info: Tanja.Bergrath@spd.de, 
Britta Erfmann, asf@spd.de 
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damer Platz in Berlin. Dort gibt es fast nur 
Dienstleister und wenige Wohnungen für 
Gutverdiener. Reproduktive Tätigkeiten 
werden in die Offentlichkeit verlegt, die 
Haushalte entlastet - freilich nur jene, die 
keine Angehörigen zu versorgen haben 

... . .....-2 :.. . - - . . - .. und weiter im privaten Bereich reproduk- 
tive Aufgaben "hernehmen (oft Frauen). 

Mit dem Modellvorhaben ,,Experimentel- 
ler Wohnungs- und Städtebau" beim Bun- 
desamt für Bauwesen und Raumordnung 
(BBR) wurde u.a. das Forschungsfeld Gen- 
der Mainstrearning (GM) im Stadtebau 
untersucht. Die beiden Modeiikommunen 

. - 3 Pulheim und Dessau führen Stadtentwick- 
5 lung und Planung unter Gender-Gesichts- 
LI 

punkten durch. Wahrend Pulheim auch in 
Zukunft noch mit Wachstum zu rechnen 

Parkhäuser schaffen Unsicherheitsgefuhle. hat, so das BBR, sinkt die wirtschaftliche 
Basis in Dessau, der Wohnungsleerstand 
wächst - Umkehrung nicht absehbar. In 

Gender Mai  nstreami ng Dessau wird GM in der Planung zum 
Stadtumbau einbezogen - bei der Aufwer- 

in der Stadtplanung tung eines Plattenbau-Wohngebiets. Der 
Anteil der Frauen unter der abwandernden 
Bevölkerung ist wegen fehlender Dienst- 
leistungsarbeitsplätze sehr grof3. Die Stadt Hat Stadtplanung etwas mit dem Geschlechterverhältnis zu tun? richtete so eh GründerinnenZentrum ein. 

Etwas weit hergeholt, könnte man meinen. Ist es aber nicht Ziel ist es, sowohl Beteiligungsprozesse als 
auch städtebauliche und freiraumplaneri- 

Von Daniel Krüger und Kristina Siekermann sche Vorhaben so zu bearbeiten, dass für 
die Bevölkerung neue und tragfähige Qua- 
litaten entstehen. In Pulheim soll die Grun- 

M itte letzten Jahrhunderts unter- Architektur und dass die Stadtplanung bis flache ,,StadtgartenN neu gestaltet werden, 
suchte der amerikanische Psy- vor wenigen Jahren von einer Gruppe mit und so initiierte die Stadt eine geschlech- 
chologe Erik Erikson, wie Kinder hsmogenen Interessen ausging. Manner tergerechte Befragung. Bei der Planung 

mit Bauklotzen spielen und Raume kons- und Frauen nutzen Straßen aber anders, geht es um Einsehbarkeit von Durchgän- 
truieren. Wichtige Erkenntnis: Jungen Männer verweilen am Platz oder im Park, gen und Beleuchtung von Plätzen. Die Be- 
bauen oft Straßen und Turme, die zusam- auch alleine, Frauen oft in Begleitung. fragung zeigte: Dunkle Ecken schrecken 
mensturzen, Madchen oft offene Räume. Auch das Wohnen ist ein Problembereich ab, Mädchen wiinschen sich ein kieinteili- 
Erikson führte dies auf die unterschiedli- fur Frauen im stadtischen Leben, da ihre geres Angebot auf Spielplatzen, Rückzugs- 
chen primaren Sexualorgane zuruck. Belange in Raumaufteilung und Alltagsbe- räume und saubere Toiletten. Unter- 

durfnissen wenig berucksichtigt werden. schiedliche Nutzergruppen haben unter- 
Der beruhmte Stadtplaner Le Corbusier Haus- und Kinderarbeit findet heute un- schiedliche Bedürfnisse. Eine Selbstver- 
ging in seinen stadtebaulichen Visionen sichtbar in Wohnhausern statt. Die große, ständlichkeit in einer lebenswerten Stadt 
davon aus, dass Stadtplanung im Maschi- motorisierte Stadt erschwert die Arbeits- fur alle, sollte man meinen. 
nenzeitalter nur von oben herab geplant bedingungen von Frauen, weil sie Haus- 
und durchgesetzt werden könnte. Die Ge- und Kinderarbeit leisten. Den Moglichkei- ExWoSt-Informationen 
schlechte~erhältnisse in der Stadt wurden ten fur eigenbestimmtes Verhalten sind und Infos zu GM unter 
so zementiert, Produktion und Reproduk- enge Grenzen gesteckt, denn die kinderbe- 
tion raumlich getrennt: Frauen sollte die treuende Person (meist Frauen) ist auf die 5 
Teilhabe an der Erwerbsarbeit nicht er- Nachbarschaft und den Stadtteil angewie- Kristina Siekermann ist 
möglicht werden, vielmehr sollten sie in Sen. Weiteres Problem sind auch Unsi- 2 Stadtsoziologin, ta kristi- 
der modernen Kuche die Geschicke der cherheitsgefuhle von Frauen im offentli- nasiekermann@yahoo. de 
Familie professionell lenken. chen Raum, z.B. Parkhauser, Tunnel oder 

nicht einsehbare Grünanlagen, die durch Daniel Krüger ist Politik- 
eine (antizipierte) erhöhte Gefahr begrun- wissenschaftler und DE- 

N~~~~ is (lameS det werden. Dass die urbane Monokultur 2 MO-Newsletterredakteur, 
Beides zeigt, dass die heutigen Stadte und hegemoniale Maskulinitat nicht der krueger@demo-onli- 
durchdrungen sind von mannlicher Vergangenheit angehoren, zeigt der Pots- I 
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Frauen nutzen Verkehr anders 
Daniel Krüger über die Männerdomäne Verkehrsplanung, unter der Frauen am meisten leiden, 
da sie andere Bewegungsmuster haben und im Verkehr doppelt benachteiligt werden 

D ie Beteiligung einzelner Bürgerlin- 
nen am städtischen Leben hängt 
stark von der Mobilität ab. Analy- 

sen zeigen, dass Frauen und Männer keine 
gleichen Zugangsmöglichkeiten zu priva- 
ten und öffentlichen Verkehrsmitteln ha- 
ben. Frauen haben oft - bedingt durch hö- 
heren Mobilitätsbedarf wegen Haus- und 
Kinderarbeit - schlechtere Mobilitäts- 
möglichkeiten als Männer. Die meisten 
Frauen verfügen über kein Auto. Rund 80 
Prozent der Männer von 25 und 40 Jahren 
verfügen über einen Pkw, Frauen gleicher 
Altersklasse nur 60 Prozent (abgesehen 
davon, dass Frauen oft leistungsärmere 
und ältere Fahrzeuge fahren). Auch Füh- 
rerscheinbesitz und Pkw-Verfügbarkeit 
beeinflussen die ÖPNV-Teilnahme. Dies 
wird besonders deutlich bei der Betrach- 
tung älterer Verkehrsteilnehmer. Bei älte- 
ren Menschen ist der Anteil der OPNV- 
Nutzer relativ hoch, denn vor allem ältere 
Frauen haben weniger Pkw und besitzen 
seltener einen Führerschein. 

Frauen nutzen OPNV öfter als Männer. 
Zugleich haben sie oft kleinteiligere und 
komplexere Wegstrecken durch Haus- 
und Kinderarbeit-zurückzulegen. Sie kom- 
binieren meist kurze Wege zu Ketten zwi- 
schen Orten, z.B. wenn sie morgens auf 
dem Weg zur Arbeit Kinder zur Kita brin- 
gen, auf dem Nachhauseweg einkaufen 
oder z.B. eine pflegebedürftige Person be- 
suchen. In der autozentrierten Verkehrs- 
politik ist dies eine doppelte Benachteili- 
gung von Frauen, sie sind vermehrt auf 
OPNV angewiesen; andererseits nutzen sie 
einen ÖPNV, der männlichen Mobilitäts- 
bedürfnissen angepasst ist, denn er ist als 
Zusatzangebot zur Entlastung der Spitzen- 
zeiten des Individualverkehrs konzipiert. 

Viele Alltagsaktivitäten finden im Nah- 
raum statt. Einkauf und Freizeit machen 
Bürger zu zwei Dritteln in einem Radius 
bis zu drei Kilometern vom Wohnraum. 
Nur zur Arbeit fährt man eine gröf3ere 
Wegstrecke. Es fehlen im ÖPNV oft Ver- 
bindungen zu nahen Stadtquartieren und 
in die Zentren, dazu kommen mangelnde 

ten oder eingeschränkte Mitnahmemög- 
lichkeiten von Kinderwagen. 

Zu Lasten der ÖPNV-Nutzerinnen wurde 
oft auf das Prinzip ,,schneller und weiter" 
gesetzt statt auf kleinräumige Erschlie- 
Bung. Das betrifft Streckenschließungen, 
Ausdünnung der Fahrpläne und die Qua- 
lität des rollenden Materials. Stehen fur 
Pendler in Ballungsgebieten im Berufsver- 
kehr höchste Standards bereit, müssen 
Frauen in Randregionen beim Einkaufs- 
verkehr mit minderwertigen Transport- 
mitteln vorlieb nehmen. Zu sagen haben 
Frauen in der Verkehrsplanung fast nichts 
-nur eine Handvoll aller leitend bei deut- 
schen Verkehrsunternehmen, -behörden 
oder -verbänden Tätigen sind Frauen. 

Ein gutes Gegenbeispiel ist der Nahver- 
kehrsplan der Region Hannover, in den ei- 
ne durchgefuhrte ,,Erreichbarkeitsanalyse 
aus Frauensicht" eingeflossen ist. IJberlegt 
wurde, wie Sicherheitsgefühle von Frauen 
verbessert werden bzw. die Belange von 
Frauen in die Planung einfließen können. 
In Dortmund wurde Ahnliches versucht: 

Die „Mobilitätsanforderungen von Frau- 
en" flossen in das Busnetz 2000 ein - ver- 
änderte Linienfuhrungen und mehr Hal- 
testellen machen das Netz kundinnen- 
freundlicher. Durch Berücksichtigungvon 
Gender Mainstreaming können so mehr 
Beteiligung von Nutzerinnen und Quali- 
tätsgewinne erzielt werden. Noch sind v.a. 
ausländische Beispiele vorbildlich. In 
Montreal können Frauen den Nachtbus 
zwischen zwei Stationen anhalten lassen, 
um Wege zu verkürzen, und in Helsinki 
braucht derjenige, der mit Kleinkind im 
Kinderwagen fährt, keinen Fahrschein zu 
kaufen. Ein weiter Weg steht noch bevor. 

0 Europäische Kommission (Hg.): „Die 
Stadt der Gleichstellung. Methodische 
Grundlagen und Best-Practice-Bei- 
spiele für die Gleichstellung von Frau- 
en und Männem" unter www.ccre. 
org/docs/publ icat ion~femmes~al-  
lem.pdf, Gendersensible Stadtpla- 
nung in Hannover unter www. hanno- 
ver.de, OPNV in Dortmund unter 
frauenbuero@dortmund.de 

Bedienung außerhalb der ~au~tvervkehrs- Von einer Fahrpreisfreiheit für Eltern mit Kinderwagen wie in Helsinkis OPNV, 
Zeiten, fehlende Gepäckablagemöglichkei- sind die meisten deutschen Verkehrsbetriebe weit entfernt. 
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Sehr geehrte nicht vorhandene Damen ... // // 

Die ambitionierte Gleichstellungsbeauftragte Genka Lapön, von der SPD einst nominiert, brachte 
Leipzig als einzige Stadt im Osten in die bundesweite Vorzeigeliste für Gender Mainstreaming 

Von Harald Lachmann 

Genka Lapön. Genderpolitik irn Neuen Rathaus? - noch lange nicht. 

G 
enka Lapön ist eine streitbare Frau. 
Vermutlich muss sie das sein - ei- 
nerseits als Gleichstellungsbeauf- 

tragte in einem GroBstadt(männer)rat- 
haus, in dem jüngst mit Kämmerin Bettina 
Kudla (CDU) erstmals seit 1990 eine Frau 
in die Dezernentenriege Einlass fand. Und 
andererseits, weil man es als gebürtige 
Ausländerin ohnehin nicht leicht hat, ei- 
-en deutschen Ratsposten zu besetzen. Als 

2 vor zwei Jahren eine Aufklärungstour 
durch alle Ausschüsse unternahm, um die 
Umsetzungsvorschläge vorzustellen, die 
der städtische Beirat für Gleichstellung 
zum Thema Gender Mainstreaming er- 
arbeitete, brauchte sie diese Härte. In 
manch ,,klassischen Männerausschuss", 
wie sie es spitz nennt, etwa Bau, Wirtschaft 
und Sport, nahm man sie anfangs nicht so 
recht fur voll. ,,Sehr geehrte Herren und 
nicht vorhandene Damen", verschaffte sie 
sich indes energisch Beachtung, ,,ich hoffe, 
Sie hören mir jetzt funf Minuten zu - oder 
ich warte, bis Sie sich beruhigt haben. Und 
ich habe heute noch sehr viel Zeit . . ." 

Das ist freilich Geschichte. Im Leipziger 
Rathaus setzen sich unaufhaltsam die 
„Hinweise und Empfehlungen zur ge- 

schlechtergerechten Sprache" durch, die 
die geborene Bulgarin einst per Faltblatt in 
der Verwaltung verteilte. Und mehr noch, 
Leipzig - wo anno 1865 mit Gründung des 
Allgemeinen Deutschen Frauenverbands 
die bürgerliche Frauenbewegung ihren 
Anfang nahm -gehört heute zur Handvoll 
Vorzeigekommunen in Sachen Gender 
Mainstreaming. Auch Genka Lapöns Pos- 
ten ist noch nicht so selbstverständlich im 
Lande. Eine Umfrage des Deutschen Städ- 
tetags zum Thema Geschlechtergleich- 
stellung ergab 2003, dass gerade 14 Städte 
in ihren Fachausschüssen differente Per- 
spektiven von Frau und Mann berücksich- 
tigen; und gerade sechs gaben an, eine 
bzw. einen Gender-Beauftrage(n) fur die- 
ses Querschnittsthema zu haben. 

Auch in einer Liste mit 14 Best-Practice- 
Beispielen des Städtetags findet sich Leip- 
zig - als einzige Stadt im Osten. Hier ist es 
platziert etwa zwischen Ulm, wo man ei- 
nen mädchengerechten Spielplatz schuf, 
und Darmstadt, das die Jugendhilfe ge- 
schlechtsspezifisch profilierte, zwischen 
Offenbach mit seiner ,,GM-gerechten'' Er- 
wachsenenbildung und Hannover, wo 
man Ferienangebote für Jugendliche 

gendert. Die Sachsen nahmen sich der Er- 
ziehungsberatung an. Ratsuchende wer- 
den ermuntert, ihre Probleme auch ge- 
schlechtsspezifisch zu reflektieren. „Be- 
kanntlich liegt die zentrale Funktion'von 
Erziehungsberatung in der Stärkung elter- 
licher Erziehungskompetenz und kindli- 
cher Entwicklungen. Doch hierbei", so 
Genka Lapön, „fällt zweierlei auf: Es wer- 
den fast nur Jungs als Problemfälle vorge- 
steilt, und in fast zwei Dritteln der Fälle 
sind es Mütter, die den Kontakt suchen." 

Ein Ratsbeschluss ist noch keine Politik 

Diese Schieflagen zumindest ein Stück 
weit zu korrigieren, dient das Leipziger 
Projekt. Moralische Unterstützung 
ko&mt dabei vom Stadtrat, der sich be; 
reits 2002 klar für Gender Mainstreaming 
aussprach. Doch eben nur moralische. 
„...also ohne zusätzliches Geld und zu- 
sätzliches Personal", so Genka Lapön. 
Doch sie sagt es weder verbittert noch vor- 
wurfsvoll. Sie kennt die Kassenlage. So ver- 
sucht sie halt, im Vorfeld künftiger Aus- 
schussvorlagen die Weichen so stellen zu 
helfen, dass nötige Gelder gleich richtig ge- 
gendert werden. Andererseits sucht sie 
halte jene die Quellen, in denen noch Geld 
sprudelt, namentlich EU-geförderte Pro- 
jekte. Damit diese sinnvoll beantragt, ge- 
nutzt und abgerechnet werden können - 
ganz allgemein ebenso wie geschlechtsspe- 
zifisch -, organisiert sie regelmäßig spe- 
zielle Schulungen für die Projektbetreiber. 

Mit gezieltem Gender Budgeting habe das 
nur bedingt zu tun, räumt sie ein, aber zu- 
mindest befinde man sich auf dem richti- 
gen Weg. Ihr wichtigstes Ziel heißt: „Mehr 
Frauen in Führungspositionen bringen 
und mehr Männer in soziale Berufe." Ge- 
linge es damit, überholte Geschlechterrol- 
len aufzubrechen, lasse sich das auch in der 
finanziellen Planung besser einordnen, 
übt sie sich in Geduld und Zuversicht. 

O Genka Lapön, (0341) 1 23 26 80, 
gleichstellung@leipzig.de, www.gen- 
der-mainstreaming.net 
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Ty'i Zwei Veranstaltungen in Kölnund ~ e r l i n  bilanzierten den Erfolg 
.. ;*>;: 

, !. ,: : . ,  von Gender Mainstreaining in Städtebau und Verwaltung . , 

Von Daniel Krüger 

D essau, Pulheim und Bremen waren bei ostdeutschen Frauen) widerlegt. Pla- 
Modelikommunen des 2003 bis nungsprozesse wreden transparenter und 
2006 durcbgefiihrten Projekts Nachbesserungen können vennieden wer- 

„Gender Maiiistreaming im Städtebau" den. Die Umsetzunglst nur mit engagierten 
vom Deutschen Institut fur Urbaiiistik, dem Akteuren (Top-down und Bottom-up) und 
Büro für integrierte Planung Berlin sowie stetigem Engagement möglich, da sonst kei- 
plan-werkStadt Bremen im „Experimentel- ne Routine entsteht. 
len Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt)". 
ExWoSt ist ein Forschungsprogramm des Berlin wendet als erstes Land Gender Bundesbauministeriums (BWBS) uiid des Budgeti,,g im Haushalt an 
Bundesamts für Bauwesen und Raumord- 
nung (BBR). Gute Beispiele von GM und Gender Budge- 

ting (GB), der geschlechtsdifferenzierten 
Gerider Mainstreaming (GM) ist u.a. durch Analyse öffentlicher Haushalte, wurden auf 
den ICoalitionsvertrag 2005 Prinzip desver- dem ersten Pachkongress über GM und GB 
waltungshandelns. GM bedeutet die syste- in der Berliner Veiwaltung ,,Verwaltung 
matische Einbezieliung der jeweiligen Le- gendern im Mainstreamu Mitte Juni im 
bensbedingungen von Frauen und Män- Schöneberger Rathaus vorgestellt. Wirt- 
nem in alle Politikbereiche. Alle Konzepte _ schaftsenator Harald Wolf (Linksparteil 
und Maßnahmen sollen sich am Ziel ' PDS) war erfreut über die Fortschritte: „Se- 
Gleichstellung orientieren und sind bei der natsvorlagen müssen seit 2005 auch einen 
Planung, Durchfülirung und Bewertung zu Gender-Check durchlaufen, ehe sie verab- 
prüfen, welche Folgen sie für Frauen und schiedet werden." Als erstes Land wendet 
Männer haben. Dass es strukturelle Benach- Berlin GB im Haushalt an: ,,GB und her- 
teiligungen gibt, zeigen viele Beispiele (s. köminliche Frauenfördemng haben das 
DEMO-Titel 42006 zu GM). gleiche Ziel und ergänzen sich gegenseitig", 

so Wolf. Venvaltungsexperten berichten, 
Ende Mai stellten BBR, BMVBS und Deut- - wie ~ h l  in ihren Abteilungen verankert 
scher Städtetag Ergebnisse aus den Modell- w i ~ d  urld welche Widerstände es gibt. Im 

i ltommunen vor. Sie repräsentieren eine Bezirk Charlottenburg-Wilrnersdorf wurde 

j schrumpfende, eine wachsende und eine erhoben, dass Männer und Frauen in einer 
stagnierende Stadt unterschiedlicher Ein- Beratungsstelle für pflegebedürftige Perso- 
woylnergröße. In Dessau ging es um die Auf- 
Wertung von Plattenbauten gemeinsam mit 
den Bewohnern. Es kam zur Sicherung der 
Nahversorgung und zur besseren Mischung 
von Verkehr, Grün, Spielen. I n  Pulheim 
wurde mittels Befragung der „StadtgartenM 
neu gestaltet, u.a. vergrößert mit Weinteili- 
geren TreKpunkteil, gruppenspezifischen 
Angeboten und veränderten Wegen. In Bre- 
men wurde ein Grünzugumgestaltet und an 
die Zielgruppen angepasst Fazit: Es gibt 
kein einheitliches Verfahren, sondern un-. 
terschiedliche Wege zur Umsetzung. In den 
Kommunen gab es langfristige Lernprozes- 
se, eine andere VerwaltungSorganistion ist 
nötiger denn je. GM im Städtebau hilft, tra- 
ditionelle Zuschreibungen in Frage zu stel- 
len. So wird die These, nach der Männer die 
aktive Gruppe sind, durch aktuelle Wande- 
rungsanalysen (hohe . Wanderungsverluste 

nen unterschiedlich über Anträge befinden. 
Entscheiden Frauen, erhalten 90 Prozent 
der Antragsteller, aber nur 67 der Antrag- 
stellerinnen Betreuung. Entscheiden Män- 
ner, befürworten diese Anträge beider Ge- 
schlechter zu 100 Prozent. In der Senatsin- 
nenverwaltung werden betriebliche Ge- 
sundheitsangebote geschlechtsspezifisch 
angeboten, weiter nutzen weniger Männer 
die Krebsvorsorge. In Lichtenberg werden 
Bibliotheken und Sporthallen eher von 
Frauen genutzt, offene Sportflächen mehr 
von Männem. Dabei gibt der Bezirk mehr 
für den Unterhalt der Plätze als für Hallen 
aus. Schwer ist GM, wo Mittel knapp sind: 
Die Innenverwaltung hat 95 Prozent Perso- 
nalkosten, die Steuerbarkeit mit den verfüg- 
baren Mitteln ist begrenzt, so Innenstaatsse- 
kretär Ulrich Freise (SPD). Finanzstaatsse- 
kretärin Gabriele Thöne (SPD), Mitglied 
der Landeskornmission GM, brachte es auf 
den Punkt. „Das Anschieben von Reformen 
ist schön, das Weiterleben muss trotz der 
Mitteknappheit gesicl~ert werden." 

C l  Das BBR-Heft ,Städtebau für Frauen 
undMännerl' erscheint im Juli, gabri- 
ele. bohm@bbr.bund.de. Den 3. Bericht 
über GM und GB in Berlin unter 
gm@senwaf.verwalt-berlin.de. Die DE- 
MO 4/06 kann unter mvertrieb@demo- 
online.de bewgen werden. 

Moderatorin Dr. ßarbara Stiegler (Ebert-Stiftu~ig), Finanzstaatssekretärin C'abnele 
T l~öne und Innenstaatssekretär Ulr ich Freise (v01-i links.). 
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